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Vor kurzem sorgte eine Anklage der Staatsanwaltschaft Inns-
bruck gegen drei Ärzte für große Entrüstung. In der Anklage 

wurde den Ärzten vorgeworfen, sie hätten „als behandelnde Ärz-
te, sohin unter besonders gefährlichen Verhältnissen“ fahrläs-
sig den Tod eines Patienten verursacht. Die Staatsanwaltschaft 
qualifizierte in der Anklage die ärztliche Tätigkeit per se als 
Tätigkeit, die stets unter besonders gefährlichen Verhältnissen 
stattfindet. 

In der strafrechtlichen Beurteilung ergibt sich aus dem Rück-
schluss der Staatsanwaltschaft die Erfüllung des Tatbestandes 
des § 81 Abs 1 Z 1 Strafgesetzbuch „Fahrlässige Tötung unter 
besonders gefährlichen Verhältnissen“. Eine derartige Anklage 
zieht eine Strafdrohung von bis zu drei Jahren Freiheitsstrafe 
nach sich während abseits der sogenannten „gefährlichen Ver-
hältnisse“ eine fahrlässige Tötung nach § 80 Strafgesetzbuch mit 
einer Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr bedroht ist.

Dasselbe Problem besteht bei fahrlässigen Körperverletzungen, 
bei denen wie bei der fahrlässigen Tötung, unterschiedliche 
Qualifikationen bestehen und ebenso die Tatbegehung unter 
besonders gefährlichen Verhältnissen mit wesentlich höherer 
Strafe bedroht ist.

Ein Vorgehen der Staatsanwaltschaft wie in diesem Fall ist nicht 
neu und kam in der Vergangenheit bei Unfällen mit Personen-
schäden öfters vor. Besonders gefährliche Verhältnisse werden 
regelmäßig in Anklagen gegen Ärzte wegen möglicher Behand-
lungsfehler angenommen. Dennoch ist nicht nur die Ärzte-
schaft von diesem Anklagephänomen der Tatbegehung unter 
besonders gefährlichen Verhältnissen aufgrund des ausgeübten 
Berufes betroffen. Auch Berg- und Skiführern wird bei Kletter-
unfällen und Lawinenunglücken regelmäßig eine Tatbegehung 
unter besonders gefährlichen Umständen vorgeworfen; hinzu 
kommen noch einige andere Berufsgruppen, und das offenbar 
nur deshalb, weil die ausgeübte berufliche Tätigkeit an sich eine 
gewisse Grundgefährlichkeit mit sich bringt.

Besonders gefährliche Verhältnisse liegen nur dann vor, wenn 
die Tat unter Umständen begangen wird, unter denen nach all-
gemeinen Erfahrungen der Eintritt eines besonders umfangrei-
chen und schweren, zunächst nicht überblickbaren Schadens 
an Leib und Leben zu erwarten ist, oder wenn die Wahrschein-
lichkeit, dass ein solcher Schaden eintreten werde, wegen der 
vorliegenden Umstände besonders groß ist. Aber gerade dies 
abzuwehren oder den Schaden, der durch eine per se gefährliche 
Krankheit oder durch das noch gefährlichere Leben droht, zu 

minimieren, ist das oberste Gebot der Medizin. Eine derartige 
Gefahrenlage ist durch den Moment der Unabsehbarkeit und 
Unbestimmtheit der vom Täter herbeigeführten Gefahr gekenn-
zeichnet. Allerdings führen die Ärzte in den seltensten Fällen 
die primäre Gefahr, also die Krankheit, den Unfall, selbst her-
bei. Also werden sie stellvertretend für das Leben, das Schicksal, 
Gott oder andere unberechenbare, unbegreifliche „Verursacher“ 
zur Verantwortung gezogen. 

Zusammenfassend ist die Anklage der qualifizierten Tatbege-
hung nur dann gerechtfertigt, wenn eine Handlung in einer „ex 
ante“ Betrachtung so gefährlich ist, dass der Eintritt einer Verlet-
zung- oder des Todes außerordentlich wahrscheinlich ist, wobei 
sich diese besonders hohe Wahrscheinlichkeit aus einer einzigen 
sorgfaltswidrigen Handlung oder aus dem Zusammentreffen 
mehrerer Sorgfaltsverstöße ergeben kann. Der Arzt muss sich 
auf die höheren Gefahrenmomente eingelassen haben, obwohl 
er die Umstände, die die gefährlichen Verhältnisse begründen, 
erkannt hat oder erkennen hätte müssen. Besonders gefährliche 
Verhältnisse liegen also in der Größe der Wahrscheinlichkeit 
des schädlichen Erfolges und in der Größe des drohenden Scha-
dens.
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Da aber in der Regel bereits die zur ärztlichen Intervention füh-
renden Ursachen außerhalb des Einflussbereiches des Arztes lie-
gen, halte ich eine Ausweitung des Anklagepunktes auf „unter 
besonders gefährlichen Verhältnissen“ als reine Willkür und 
Schikane seitens der weisungsgebundenen Staatsanwaltschaft.

Der Umstand, dass bestimmte berufliche Tätigkeiten per se 
gefährlich sind, kann keinesfalls die Anwendung des qualifizier-
ten Tatbestandes rechtfertigen. Auch bei diesen Tätigkeiten ist 
eine Tatbegehung unter besonders gefährlichen Verhältnissen 
nur dann anzunehmen, wenn über die normale Gefährlich-
keit der entsprechenden Tätigkeit hinaus weitere gravierende 
Umstände hinzukommen, die die Wahrscheinlichkeit schwerer 
Folgen wesentlich erhöhen. Es widerspricht den gesetzlichen 
Bestimmungen bei Berufsgruppen, deren Tätigkeit dem Grunde 
nach als gefährlich eingestuft wird, das qualifizierte Delikt zur 
Anklage zu bringen, obwohl keine erhöhte Gefährdung vorliegt.

Die Anklage einer Tatbegehung unter besonders gefährlichen 
Verhältnissen ist bei Behandlungsfehlern oftmals nicht gerecht-
fertigt und bringt erhebliche Konsequenzen für den angeklagten 
Arzt mit sich. Zudem wird der Sachverhalt durch die Qualifizie-
rung der Staatsanwaltschaft aufgrund der höheren Strafdrohung 
vor dem Landesgericht anstatt dem Bezirksgericht verhandelt.
Voraussetzung für eine Anklageerhebung ist ein ausreichend 
geklärter Sachverhalt auf dessen Basis eine Verurteilung wegen 
des angeklagten Deliktes nahe liegt. Durch eine vollständige 
Ermittlung des Sachverhaltes und einer entsprechenden recht-
lichen Beurteilung durch die Staatsanwaltschaft könnten diese 
unnötigen Verfahren vor den Landesgerichten vermieden wer-
den. 

Wie der Gesetzgeber und die Staatsanwaltschaft in Zukunft mit 
den angedachten sogenannten Paramedics umgehen werden, 
steht noch in den Sternen. Nach meinem Rechtsverständnis 
müsste die Strafdrohung weit erhöht werden, da per se eine 
Tateinlassungsgefahr besteht, weil die grundsätzliche Vorausset-
zung fehlt, nämlich die ärztliche Ausbildung! Aber als gelern-
ter Österreicher glaube ich, dass sich gerade das wahrscheinlich 
strafmindernd auswirken wird, der arme Paramedic hat ja sein 
bestes versucht. Gerade hier sollten wir wachsam sein. Da ja 
immer irgendwer schuld sein muss, wird es die nachbetreuenden 
Ärzte treffen.

Bei der genaueren Prüfung der Anklagevorwürfe durch die 
zuständigen Gerichte ergeben sich häufig keine Anhaltspunkte 
für eine qualifizierte Tatbegehung. Auch im konkreten Fall 

wurde nach Beurteilung des Sachverhaltes durch das Gericht ein 
Angeklagter wegen des Grunddelikts der fahrlässigen Körper-
verletzung verurteilt. Die beiden anderen Angeklagten wurden 
freigesprochen. Eine Tatbegehung unter besonders gefährlichen 
Verhältnissen lag bei keinem der Angeklagten vor.

Ähnliches findet sich in unserem Strafrecht auch im Suchtmit-
telgesetz wieder. Dieses Gesetz ist nicht nur auf substituierende 
Ärzte anzuwenden, sondern gilt auch im Rahmen der Schmerz-
therapie und der Anästhesie. Bereits die - in den Augen der 
Staatsanwaltschaft - falsche Verschreibung einer einzigen Tab-
lette eines Suchtgiftes führt zur Strafverfolgung nach dem Sucht-
mittelgesetz, das jahrelange Haftstrafen vorsieht. Besonders gra-
vierend wird dies, wenn die Grenzmenge überschritten wird, die 
bei Morphin derzeit bei 10 g liegt. Bei dieser Überschreitung, 
was bei einem Substitutionspatienten bei einer Monatsverschrei-
bung praktisch immer der Fall ist, aber auch bei Schmerzpatien-
ten leicht nach ein paar Wochen zu erreichen ist, droht statt § 27 
SMG (Strafrahmen bis zu einem Jahr) der § 28a SMG und die 
Strafe kann bis zu 5 Jahren unbedingte Haft betragen. Zusätzlich 
droht noch die Zusammenrechnung der Verschreibungen, so 
dass zumindest da immer die magische Schwelle der 15-fachen 
Grenzmenge überschritten wird und das Strafmaß auf 10 Jahre 
ansteigt!
Zu letzter Problematik wurde von der ÖGABS (Österreichische 
Gesellschaft für arzneimittelgestützte Behandlung von Sucht-
krankheit) und auf meinen Antrag von der Österreichischen 
Ärztekammer ein gemeinschaftliches strafrechtliches Gutachten 
an Univ.-Prof. Dr. Alois Birklbauer, Institut für Strafrechtswis-
senschaften der Universität Linz, und an Univ.-Prof. Dr. Hubert 
Hinterhofer, Fachbereichsteil Straf- und Strafverfahrensrecht an 
der Universität Salzburg, in Auftrag gegeben. Auf allerhöchs-
tem Niveau zeigen die Professoren die Mängel und Irrtümer des 
Strafrechts auf und liefern lebbare und mit dem österreichischen 
Grundrecht verträgliche Lösungsvorschläge.

Selbstverständlich müssen sich auch Ärzte für Fehlverhalten ent-
sprechend der gesetzlichen Regelungen verantworten, allerdings 
liegt auch bei diesem Berufsstand eine qualifizierte Tatbegehung 
im Sinne des § 81 Abs 1 Z 1 StGB nur bei Tätigkeit vor, die über 
die normale Gefährlichkeit ihrer täglichen Arbeit hinausgeht. 
Eine Lösung dieser Anwendungs- und Gesetzesungerechtigkeit 
ist daher dringend zu fordern.

DR. MAX WUDY
2. Obmann-Stv. der Kurie der niedergelassenen Ärzte
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